
Auszug aus der 
Verordnung der Landesregierung über infektionsschützende Maßnahmen gegen 

die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 (Corona-Verordnung – CoronaVO) 
Vom 25. Juni 2021 

§ 1 Ziel, Inzidenzstufen, Verfahren  

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pandemie des Virus SARS-CoV-2 
(Coronavirus) zum Gesundheitsschutz der Bürgerinnen und Bürger, solange eine 
ausreichende Immunisierung der Bevölkerung noch nicht erreicht ist. Für Fälle eines 
hohen regionalen Ausbruchsgeschehens mit einer Überschreitung der Sieben-Tage-
Inzidenz von 100 behält sich die Landesregierung vor, zusätzliche Maßnahmen zu 
ergreifen.  

(2) Es gelten folgende Inzidenzstufen:  

1. Inzidenzstufe 1 liegt vor, wenn in einem Stadt- oder Landkreis die  
Sieben-Tage-Inzidenz einen Wert von höchstens 10 erreicht;  

2. Inzidenzstufe 2 liegt vor, wenn in einem Stadt- oder Landkreis die  
Sieben-Tage-Inzidenz einen Wert über 10 und höchstens 35 erreicht;  

3. Inzidenzstufe 3 liegt vor, wenn in einem Stadt- oder Landkreis die  
Sieben-Tage-Inzidenz einen Wert über 35 und höchstens 50 erreicht;  

4. Inzidenzstufe 4 liegt vor, wenn in einem Stadt- oder Landkreis die  
Sieben-Tage-Inzidenz einen Wert über 50 erreicht.  

§ 2 Allgemeine Abstands- und Hygieneregeln  

(1) Die Einhaltung eines Mindestabstandes von 1,5 Metern zu anderen Personen, eine 
ausreichende Hygiene und das Belüften von geschlossenen Räumen wird generell 
empfohlen.  

(2) Im öffentlichen Raum und in für den Publikumsverkehr zugänglichen Einrichtungen 
muss ein Mindestabstand zu anderen Personen von 1,5 Metern eingehalten werden, 
sofern nicht die Einhaltung des Mindestabstands im Einzelfall unzumutbar oder die 
Unterschreitung aus besonderen Gründen erforderlich ist. Dies gilt nicht für das nach 
den allgemeinen Kontaktbeschränkungen gemäß § 7 zulässige Zusammentreffen 
mehrerer Personen.  

§ 3 Maskenpflicht  

(1) Es gilt die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske.  

(2) Eine Ausnahme von der Maskenpflicht gemäß Absatz 1 gilt:  

2. im Freien, es sei denn, es ist davon auszugehen, dass ein Mindestabstand von 1,5 
Metern zu anderen Personen nicht zuverlässig eingehalten werden kann,  

  



4. für Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen einer 
medizinischen Maske aus gesundheitlichen oder sonstigen zwingenden Gründen nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist, wobei die Glaubhaftmachung gesundheitlicher Gründe 
in der Regel durch eine ärztliche Bescheinigung zu erfolgen hat oder 

5. sofern das Tragen einer Maske aus ähnlich gewichtigen und unabweisbaren Gründen 
im Einzelfall unzumutbar oder nicht möglich ist oder ein anderweitiger mindestens 
gleichwertiger Schutz für andere Personen gegeben ist.  

§ 5 Hygienekonzept  

(1) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder aufgrund dieser Verordnung ein 
Hygienekonzept zu erstellen ist, haben die Verantwortlichen dabei nach den konkreten 
Umständen des Einzelfalls die Anforderungen des Infektionsschutzes zu 
berücksichtigen. Im Hygienekonzept ist darzustellen, wie die Hygienevorgaben 
umgesetzt werden sollen, insbesondere  

1. die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Metern und die Regelung von 
Personenströmen,  

2. die regelmäßige und ausreichende Lüftung von Innenräumen,  

3. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen und Gegenständen und  

4. eine rechtzeitige und verständliche Information über die geltenden Hygienevorgaben.  

(2) Auf Verlangen der zuständigen Behörde haben die Verantwortlichen das 
Hygienekonzept vorzulegen und über die Umsetzung Auskunft zu erteilen. 

§ 6 Datenverarbeitung  

(1) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder aufgrund dieser Verordnung unter 
Verweis auf diese Vorschrift Daten zu verarbeiten sind, dürfen von den zur 
Datenverarbeitung Verpflichteten von Anwesenden, insbesondere Besucherinnen und 
Besuchern, Nutzerinnen und Nutzern oder Teilnehmerinnen und Teilnehmern, Vor- und 
Nachname, Anschrift, Datum und Zeitraum der Anwesenheit und, soweit vorhanden, die 
Telefonnummer ausschließlich zum Zwecke der Auskunftserteilung gegenüber dem 
Gesundheitsamt oder der Ortspolizeibehörde nach §§ 16, 25 IfSG erhoben und 
gespeichert werden. Einer erneuten Erhebung bedarf es nicht, soweit die Daten bereits 
vorhanden sind. § 28a Absatz 4 Sätze 2 bis 7 IfSG bleiben unberührt.  

(2) Die zur Datenverarbeitung Verpflichteten haben Personen, die die Erhebung ihrer 
Kontaktdaten nach Absatz 1 Satz 1 ganz oder teilweise verweigern, von dem Besuch 
oder der Nutzung der Einrichtung oder der Teilnahme an der Veranstaltung 
auszuschließen.  

(3) Soweit Anwesende Kontaktdaten nach Absatz 1 Satz 1 gegenüber den zur 
Datenverarbeitung Verpflichteten angeben, müssen sie zutreffende Angaben machen.  

  



(4) Die Erhebung und Speicherung kann auch in einer für den zur Datenverarbeitung 
Verpflichteten nicht lesbaren Ende-zu-Ende-verschlüsselten Form nach dem Stand der 
Technik erfolgen, solange sichergestellt ist, dass das zuständige Gesundheitsamt die 
Daten im Falle einer Freigabe durch den zur Datenverarbeitung Verpflichteten im Wege 
einer gesicherten Übermittlung in einer für das Gesundheitsamt lesbaren Form erhält. 
Die Ende-zu-Ende-verschlüsselte Form muss die Übermittlung der Daten an das 
Gesundheitsamt für einen Zeitraum von vier Wochen ermöglichen. Soweit die 
Datenverarbeitung auf diese Weise erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass der zur 
Datenverarbeitung Verpflichtete nur sicherstellen muss, dass die Anwesenheit jeder 
Person von der digitalen Anwendung erfasst und gespeichert wird, sofern die digitale 
Anwendung die Eingabe der in Absatz 1 genannten Datenarten verlangt. Wird eine 
Datenverarbeitung nach Satz 1 vorgesehen, ist alternativ eine analoge Erhebung von 
Kontaktdaten der betroffenen Person zu ermöglichen. 

§ 8 Veranstaltungen  

(1) Veranstaltungen wie Theater-, Opern- und Konzertaufführungen, Filmvorführungen, 
(…) sind 

1. in Inzidenzstufe 1  

a) mit bis zu 1 500 Personen im Freien (…) oder  

b) mit bis zu 30 Prozent der zugelassenen Kapazität zulässig oder  

c) mit bis zu 60 Prozent der zugelassenen Kapazität zulässig, wobei die Teilnahme nur 
nach Vorlage eines Test-, Impf- oder Genesenennachweises zulässig ist,  

2. in Inzidenzstufe 2  

a) mit bis zu 750 Personen im Freien (…)  zulässig oder  

b) mit bis zu 20 Prozent der zugelassenen Kapazität zulässig oder  

c) mit bis zu 60 Prozent der zugelassenen Kapazität zulässig, wobei die Teilnahme nur 
nach Vorlage eines Test-, Impf- oder Genesenennachweises zulässig ist,  

In der Inzidenzstufe 1 gilt bei einer Überschreitung von 300 und in den Inzidenzstufen 2 
bis 4 von 200 teilnehmenden Personen im Freien die Pflicht zum Tragen einer 
medizinischen Maske. Das Abstandsgebot gilt nicht in den Fällen des Satzes 1 
Nummern 1 und 2 jeweils Buchstabe c.  

(4) Wer eine Veranstaltung abhält, hat ein Hygienekonzept zu erstellen und eine 
Datenverarbeitung durchzuführen. Beschäftigte und sonstige Mitwirkende werden bei der 
Ermittlung der zulässigen Personenanzahl nicht berücksichtigt. 

(6) Veranstaltung im Sinne dieser Vorschrift ist ein zeitlich und örtlich begrenztes und 
geplantes Ereignis mit einer definierten Zielsetzung oder Absicht in der Verantwortung 
einer Veranstalterin oder eines Veranstalters, einer Person, Organisation oder Institution, 
an dem eine Gruppe von Menschen gezielt teilnimmt.  

 


